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Unterschutzstellung

(Verordnung gwäss S 206 Ab8, 1 PB(;)

Ersetzt BAB Nro 391 IV-58 , von Stadtrat genehrüigt an
7 , März 1990

Objekte : Gebäude Assek.-Nrn. 169 - 178 auf den
Grundstücken Kat.-BIn. 5941, 2417 bis 2425
an der RumstaZstrasse IO - 29 in Winter-
th 111-Will f lingen

Grundeigentürüer : Stürzinger-Meier Anna, Im Feldtal 3 ,
8408 Winterthur
Steinmann-Schmidt Elsa, Rumstalstr. 26 ,
8408 Winterthur
Bröcker Rainer, Rura6talstr. 24 ,
8408 Winterthur
C+n/i+rrärnß ; url A TaT; n +rnv++\qqv Liegens cha ff
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teIlverwaltung, Lindstr. 6, 8402 Winter-

Benz-$täubli Heinrich, Rumstalstr . 20 ,
8408 Winterthur
Stefanini-'Winiger Bruno, Metzggasse 20,
8400 Winterthur
Baltensberger-Burt Andreas,
Runstalstr. 16 , 8408 Winterthur
Brauchll-Blnzegger Nelly,
Rumstalstr. 14 , 8408 Winterthur
Bertschi-Weber Walter, Rumstalstr. 10 ,
8408 Winterthur
Dr , Hollenstein-Gerig Hans,
Rumstalstr . 29 , 8408 Winterthur
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Erwägungen

1. Vorgeschichte

Mit Schreiben vom 13 . März 1989 wurde den Eigentüraern der
Gebäude AS sek 8 =hIrn 8 1 6 9 bis 1 7 8 auf den Grundstücken
Kat.-.Nrn. 5941, 2417 bis 2425 an der Rumstal6trasse 10 bis
29 die vorsorgllche Unterschutzstellung ihrer Gebäude ge-
mäss s 210 PBG nitgeteilt. Die Abteilung StadtgestaZtlung
beauftragte in der Folge Dr. H.P. Bärtschi nit der Ak>fas-
sung einer geschichtlichen und architektonischen Würdigung
der Siedlung Weihertal. Der Gutachter sowie die zustän--
digen städtischen Fachleute qualifizierten die Siedlung
Weiherta1 in der Folge übereinstimmend als Schutzobjekt im
Sinne von S 203 lit. c PBG. Mit Beschluss vom 2 . März 1990
(BAB Nr. 391 IVa-58 ) , vom Stadtrat genehmigt am 7 . März
1990 , wurde die Siedlung Weihertal, nämlich die Gebäude
A68ek. -NIn. 169 bis 178 , auf den Grundstücken Kat .-NIn.
5941, 2417 bis 2425 an der Rumstalstrasse 10 bis 29 in
Winterthur-Wiilf lingen gestützt auf S 203 lit. c PBG unter
komnunalen Denkmalschutz gestellt. MIt Schreiben von
9 . März 1990 teilte der Bausekretär den Grundeigentiimern
der Siedlung Weihertal mit, dass sich aus verschiedenen
Gründen der Antrag des Departements Bau an den Stadtrat
derart verzögert habe, dass vor Ablauf der Rekursfrist
die Orientierungsversa11unlung der Grundeigentiimerschaft
nicht mehr möglich sei , Er sicherte ihnen jedoch zu, den
Unterschutzstellungsbeschluss nach entsprechender Durch-
führung der Orientierungsversa11unlung nocha\als rekurrabel
zu eröffnen. Am MIttwoch, 2 . Mai 1990 , 17.00 Uhr, fand im
Restaurant tl:ös srain, Wie8hofstrase 109 , diese Orlentie-
rungsversammlung statt . Im Einvernehmen mit der Grundei-
gentümerschaf t wurde die Frist für die erneute Beschluss-
fassung des Ge8aHltstadtrate8 um einige Monate hinausge-
schoben, so dass die Grundeigentümer Zeit genug fänden ,
konkrete Vorschläge für eine Abänderung der Unterschutz-
stellung dem Gesant;stadtrat zu unterbreiten. Särutliche
Stellungnahmen der Grundeigentiilnerschaf ten liegen heute
vor, worauf unter Ziffer 4 (konkrete Schutzmassnahmen)
noch weiter einzugehen ist.
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2. Zur Schutzwürdiqkeit im Einzelnen (entspricht den
Erwägungen ziff . 2a des zu ersetzenden Beschlusses)

a) In der Zeit der grossen Wohnungs- und Nahrungsnittel-
not am Ende des ersten Weltkrieges beschloss der
Bundesrat, die zuständigen Geneinde- und Kantonsbe-
hör<ien zu erxlächtigen, Industrie- und Handelswerke zur
Vornahme von Anbauwerken zu verpflichten. Was die
Winterthurer Industrie in der Folge im Rahmen dieser
Wohnbauf örderung8ma68nahlnen an Anbauwerken vorantrieb,
galt damals als eine eigentliche Kulturtat. Eine der
Förderung6gesellschaften war die am 5. Juli 1918 ge-
gründete "Schweizerische Vereinigung für industrielle
Landwirtschaft" , später in "Schweizerische Vereinigung
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für Innenkolonißation und industrielle Landwirtschaft"
umbenannt . DIe entstandene Bewegung zur Linderung der
Not hat zum Ziel , der Industriebevölkerung auf dmt
Lande Heim6tätten zu errIchten, wo sie neben dem Be-
ruf serwerb Landarbeit zur Selbstversorgung betreiben
konnte. Angestrebt wurden u. a. Landerschliessungen,
Verbesserungen bestehender und Schaffung neuer Sied-
lungen, EingrIffe in unzweckmäs6ige Grundbeßitzver-
hältni8se, Bekänpfung der Landflucht und Erhaltung des
Volk8tum8 . Unterstützung fand die Bewegung auch bein
danaligen Winterthurer Stadtpräsidentlen Dr . He Sträu-
li, der sich für die "InnenkoIonisation" als l,ösungs-
nöglichkeit für die Wohnungs- und Nahrungsmittelpro-
bleme persönlich einsetzte.

Hans Burkhard, späterer Universitätsprof essor und
Ständerat, realisierte 1919 bis 1920 als erstes Pro-
Jekt der "Schweizerischen Vereinigung für Innenkolo-
nisation und industrielle Landwirtschaft" die Siedlung
Lantig-Wülf lingen, finanziell und organisatorisch un-
terstütIzt von Stadt und Industrie. Hans Burkhard
schrieb im Jahre 1920 dazu: "Geht das bäuerIIche
Siedlung8werk darauf aus , die landwirtschaftliche Be-
völker IIng zu erhalten und zu vermehren, so beat>sich-
tigt das städtIsche Sledlungswerk die nlchtlandwirt-
schaf tZiche Bevölkerung in VerbIndung mit der Scholle
zu bringen. . . Die Siedlung6tätlgkelt will den Menschen
durch Anlage und Urngebung seiner Wohngtätte mit dem
Boden in Fiihlung bringen und zwar so, dass er imstande
ist, einen ansehnlichen Teil seiner Nahrung selbst zu
erzeugen. Die wirt8chaftliche, . ethische und gesund-
heitliche Wirkung dieses Bestrebens kann nicht hoch
genug geschätzt werden. . , , EIn Beispiel eines städ-
tisch-industriellen Werkes bildet dIe Siedlungskolonie
Lantig bel Winterthur. SIe ist die Fortsetzung eines
Anbauwerkes . Seine Organisation kann als Muster dienen
für ähnliche Unternehmungen" (Aus der Schrift Nr. 9
der "Schweizerischen Vereinigung für Innenkolonisation
und industrielle Landwirtschaft) .

(}{{3.
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Die VereInigung errang auf politischer Ebene grosse
Bedeutung und wurde in der Folge auch vom Schweize-
rischen Volkswirtschaf tsdepartement beauftragt, eIn
Gutachten und Vorschläge zu den Fragen der Innenkolo-
nisation auszuarbeiten. In den Jahren 1921/22 kam es
in Winterthur zur ReaIIsierung der Siedlung WeThertal
an der Rum8tal6trasse in wülf lingen. Die Innenkoloni-
sationsbewegung nahm sodann weIter Einfluss auf ver-
schledene Stadtplan IIngen, insbesondere auf die Garten-
stadt-Planung in Winterthur. In den 20er Jahren nahm
die Bedeutung der Bewegung wieder ab und wurde ersetzt
durch eine Entwicklung, die in RIchtung städtische
Siedlungen und Genossen8chaf tssiedlungen wies + E:8
bleibt zu erwähnen, dass die Innenkolonialisation6be-
wegung keine national-schweizerische, sondern am Ende
des ersten Weltkrieges eine Internationale Bewegung
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war . DIe Bewegung war in erster LInie - wie bereits
erwähnt - zur Linderung der materiellen Not nach dan
ersten Weltkrieg entstanden, wurde sodann aber auch
mit ideologisch gefärbten Theorien untermauert und
wurde insbesondere in Deutschland in späterer Zeit für
die Blut- und Boden-Ideologie des Nationalsozialismus
ausgenutzt .

b) Die Siedlung Weihertal wurde 1921/22 von den A1:chi-
tekten Robert Ritt;meyer ( 1868 bis 1960 ) und Walter
Purrer ( 1870 bis 1949 ) projektiert.- Diese beiden Win-
terthurer Architekten hatten sich zu einer regional
führenden Architektengemeinschaft zusammengefunden,
die sie von 1905 bis 1933 gemeinsam betrieben. Sie
hatten sich namentlich auf den GebIet des Siedlungs-
baus traf assende8 Wissen angeeignet. Mit der Weiher-•
taI-Siedlung entwickelten sie einen eigentlichen Ge-
bäudetyp, der vor allem in zweiten Weltkrieg wieder
Nachahmung fand. So erstellte beispielsweise die "Ge-
sellschaf t für Erstellung billiger Wohnhäuser in Win-
tetthur" für kinderreiche Familien nit niedrigen Ein-
komnen in den Jahren 1941 bis 1943 die Siedlung
"Schooren" in Oberwintert,huI und im Jahre 1942 die
Siedlung "Rotenbrunnen" in Seen .

Der Standort für die Weiherta1-Siedlung wurde von der
Vereinigung für Innenkolonisation und industrieller
Landwirtschaft entsprechend ihren Grundsätzen in einem
kaum urbar gemachten Gebiet, im Wies- und Sumpf land
der Mulde Weiherta1 zwischen Neuburg und Rumstal , ge-
wählt . Das Land musste zuerst melioriert werden, Noch
heute befindet sich südlich der Weiherta1-Grundstücke
ein kleInes Sumpf gebiet, das unter Naturschutz steht.

ES wurden zehn Grundstücke ausgeschieden mit einer
durchschnittlichen Länge von ca. 330 m und 27 m
Bteite. Die Grundstücke wurden so eingeteilt, dass
jede Arbeiterfamilie südlich der Runlstal strasse - in
der Ebene - eine Ackerfläche und nördlich der RIIms-
talstra8se ein Hausgrundstück erhielt mit Rauin für die
Kleintierhaltung und Hausgeräte sowie einem Parzel-
lenbereich für Obstgärten.

E 1'1.11

c) Aus der ursprünglichen Raumeinteilung und Fa6sadenge-
staltung - heute noch original ablesbar an Gebäude
Nr. 18 - wird ersichtlich, dass die beauftragten
Architekten bestrebt waren, alle Nutzungen ohne An-
bauten und Dachaufbauten unter dem 8chlichten Sattel-
baukörper unterzubringen. Die Raumeinteilung wurde so
gestaltet, dass im nordöstlichen Bereich im Erdge-
schoss die Küche und die Stube und im nordwest;lichen
Teil der Oekonomiebereich - die ReIIlise, das Tenn und
der Stall - angeordnet wurden. Dabei befinden sich
Küche und Stube Im HoehE>arterIe und sind unterkellert,
während der Oekonomietell IIII Parterre liegt . Im Ober-
geschoss liegen über der Küche zwei direkt vom Gang
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her erschlossene ZiJnmer von 8 , 5 und 11 1112 . Ueber der
Stube befindet sich ein grösserer Rau=1 von ca . 19 mz
Gtundfläche, Der freie Dachra ilm über dem Obergeschoss
und über dem Oekonomieteil war als Lagerraum und Heu-
stock gedacht .

Die un8chrlebene Raumeinteilung und die Nutzungs-
struktur la68en sich an der Fassade gut ablesen. An
der Südfassade ist dIe verputzt:e Wohngeschossmauer nit
6-„teiligem Stubenfenster, gestemInter und verglaster
Haustüre nit Freitreppe, das zweiflüglige Tenntor und
die Oef frIung für die Vorfahrt sichtbar. Das C)berge--
schoss ist vertikal mit Deckleisten verbrettert+ Der
Lager- und Heubodenraum ist im Glebelf eId mit einem
kleinen hochrechteckigen Fenster mit Volläden versehen
und über dem Oekonornietei1 lst das charakteristische
lauten:f örmige Jalou6iefen8ter für die Heustocklüftung
sichtbar. An der Ost;fassade ist über dem Wohnteil das
Dach auskragend. Das Ober- und Dachgeschoss ist wie-
der ilm vertikal verbrettleIt. Die Nordfa6sade ist im
wesentlichen gleich gestaltet wie die Südfassade, Nur
wurden hIer statt drei nur zwei Fenster im Oberge-
schoss eingebaut. Im Erdgeschoss ist der Stall am
Stallfenster und der Stalltüre ablesbar, auf der Seite
der Küche bildet die offene Laube mit einer vertikal
verbretterten Brüstung und mit Rundbögen den Abschluß.
Alle Gebäude waren ursprünglich einheitlich nit "Haus-
rot und Ochsenblut'’ gestrichen, die Fensterrahmen
weiss, die KlapË>läden grün.

<l7( ;

d) Von den zehn Gebäuden ist heute nur noch das Haus
Nr. 18 vollkommen original erhälten. Bei den anderen
wurden kleinere und grössere bauliche Veränderungen
vorgenommen . Das Gebäude Nr . 14 wurde sogar abgebro-
chen und nit zurückversetzter11 Schleppdachanbau wieder
aufgebaut, Trotz zahlreichen An- und Unbauten sind
w_e_$_ep.t;119_he _G_eb_ä\rdete{_1.Q im Originalzustand an den
verschIedenen Bauten bis heute erhalten geblieben,
insbesondere die Verbretterung und die ganze Rückf as-
sade beim Gebäude Nr, 22 , das Tenntor und die ur-.
sprüngliche BefensterurIg der Gibelfa6sade bei Gebäude
Nr. 26, das Tenntor und die Verbretterung in Oberge-
schoss des Gebäudes Nr. 28 und die talseitige Fassade
mit AusnahrRe der Gartent;ür beim Gebäude Nr . 29 , Obwohl
nit der erwähnten Ausnahme alle Gebäude mehr oder we-
niger umgestaltet wurden, ist der Siedlungscharakter
der Gebäudegruppe intakt geblieben. Der isolierte
Staridort der Siedlung sowie der Umstand, dass sie - da
in der Landwirtschaftszone liegend - nie erweitert
wurde, hat die Siedlung als das erhalten, als was sie
konzipiert wurde, das heisst als kleInwIrtschaftliche
Kolonie für Städter am Stadtrand. Die Siedlung legt
Zeugnis ab für die soziale und wirtschaftsgeschicht-.
liche Pionlerzeit nach den ersten Weltkrieg (vgl.
Ziff , 2a) . Keine andere Siedlung in Winterthur, ins-
besondere nicht die Siedlung Lantig, deren Siedlungs-

l (/c.
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charakter durch die massiven Umbauten stark beein-
trächtigt ist, kann dieses Zeugnis noch ablegen. Die
EinmaIIgkeit des Ensembles liegt sodann auch in
Umstand, dass die Siedlung Weihertal eine Pionierlei-
st IIng nit Vorbildcharakter für die in zweiten Welt-
krieg erstellten Siedlungen darstellt (vgl, Ziff + 2b) .
Hinzu kommt, dass die ursprüngliche Identität der Ge-
bäude (vgl. Ziff . 2c) heute noch gut ablesbar ist, da
die Baukuben im Rahmen der Originalbaut=en geblieben
sind

3. Zusanunenfas8unq und rechtliche Würdigung (entspricht Ziff .
3 des zu ersetzerlden Beschlusse6)

Zusanunenfassend ist festzuhalten, dass die Siedlung Wei-.
hertal als Schutzobjekt bezeichnet werden kann. Sie legt
Zeugnis ab für eine sozial und wirtschaf tsgeschichtlich
bedeutende Epoche der Stadt Winterthur und repräsentIert
danit eInen wichtigen Teil der Winterthurer Geschichte+
Die Siedlung ist für die Nachwelt zweifellos erhaltenswert
und deshalb als SchutzobJekt IIn SInne von S 203 lit. c PBG
zu qualifizieren .

('(“

4. Konkrete Schutzmassnahmen

Im Nachtrag und Gegensatz zum Unterschutzstellungsbe-
schluss vom 2 . März 1990 beantragen die Grundeigentümer
der betroffenen Liegenschaften folgende Aenderungen in
bezug auf die Auflagen des Beschlusses , worauf nun näher
einzugehen ist :

a) Am Aeusseren der Gebäude

Die Betroffenen beantragen auf den Zusatz in Disp08i-
tiv Ziff . III des zu ersetzenden Beschlusses , wonach
At>änderungen nur zum Zweck der Annäherung an das Ort-
ginalbild zulässig sind, in der revidiert:en Schutzver-
fügung zu verzichten.(- “ ‘
Der Stadtrat ist insofern bereit, auf diese Argumen-
tation einzugehen, als auch - vom Originalzustand ab-
weichende bauliche Vorkehrungen gestattet sind, jedoch
nur unter dem Vorbehalt, dass sie sich besonders gut
in das Gesamtbild einfügen und den Schutzzweck nicht
schmälern. Die Material- und Detailgestaltung hat sich
am ursprünglichen Zustand zu orientieren. Unter dieser
Einschränkung sollen bauliche Massnahmen im Innern der
Bauten unbeschränkt zulässig sein,

b) Südseite der Gebäude

Die betroffenen Grundeigentümer beantragen, dass der
Tenntorbere ich durch Mauerflächen ersetzt werden darf .
Im Tenntorbereich sowie im entsprechenden C)berge-
schossbereich ,.sollen Fenster eingebaut werden dürfen.

11
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Der Stadtrat kann dem Ersatz des Tenntorbereiches
durch Mauerflächen nicht zustimmen, und zwar aus fo1-
gen<:len Ueberlegungen :

Beim hölzernen Tenntorbereich handelt es sich um ein
wIchtiges bauliches Merkmal der betroffenen Siedlung.
Würde man dem Ansinnen der Gesuchstel ler entsprechen,
würde dadurch ein wesentIIches Merkmal der Schutzwür-
digkeit preIsgegeben, was Sinn und Zweck der gesamten
Urlterschutzstellung in Frage stellen könnte. HIngegen
kann dem beantragten Fenstereinbau insofern zugestimmt
werden, als eine möglichst in die bestehende Materi-
alstruktur integrierte Lösung gefunden wird.

c) Nordseite der Gebäude

Die GrundeIgentümer beantragen, auf der Nordseite im
Wohn- und ehenaligen Stall-/Scheunenbereich im Erdge-
schoss wie lin 1. Stock Fenster einbauen zu dürfen,
Ebenso sollen im Erdgeschoss Mauerflächen und Türen
möglich sein.

( 11-

Der Stadtrat kann diesen Ansinnen grundsätzlich zu-
stimmen, jedoch unter dem Vorbehalt, dass die beste-
!!ende Materialart und Struktur übernommen wird .

WeIter beantragen sie die Erstellung von Fenstertü-
ren/Ausgängen im Sinne der LiegenscÄaf t Brauchli/BaI-
tensperger/Bröcker auf der Ost- und Westseite der
Bauten .

Auch diesen Ansinnen kann der gtadt;rat zustiauüen.

Und schliesslich beantragen sie die Möglichkeit der
Erstellung einer Unterniveaugarage und die Zustimmung
zun Bau eines Ke11erausganges .

,Hr

l /1.
Der Stadtrat kann dem Ansinnen auf Erstellung einer
Unterniveaugarage nicht zustimmen, da der dadurch
bedingte bauliche EingrIff derart massiv ist, dass er
sich mit dem Unterschutzstellungsgedanken nicht mehr
verträgt . Jedoch kann er der Erstellung eines
Ke11erau6ganges zustimmen.

d) IIn Innern des Gebäude8

Die Betroffenen beantragen, die "Zulässigkeitserklä-
rung der Erstellung einer Zweitwohnung, jedoch unter
deIn Vorbehalt allfälliger künftiger Kantonaler- und
Bundesvorschriften” , Dabei sollen die dadurch elf or-
derllchen zusätzlichen Dae 1lfenster in einer, der
Siedlung angepassten Form gestattet sein,

Wie bereits dIe Gesuch6teller feststellen, handelt es
sich dabei um Vorschriften des kantonalen, aber ins-
besondere eidgenösslschen Rechtes (Raumplanungsge-
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setz ) , bei deren Interpretation dem Stadtrat keIn Er-
me88ensspielraum zusteht. Auch dieser Unterschutz-
stellu11gsbeschl11s6 muss sich daher mit dml bereIts Im
ersten Ëntscheid erwähnten Vorbehalt bezüglich der
BestiaunurIgen des Eidgenössischen Raumplanungsrechtg
(RPG) und der gestützt hierauf erlassenen Vorschriften
des kantonalen Bau- und Planungsgesetzes (PBG ) begr1ü-
gen. Sofern aus dieser Sicht überhaupt ein weiterer
zusätzlicher Dachausbau möglich ist, steht dies dem
Unterschutzstellungsgedanken nur insofern entgegen,
als die Erstellung von Dacheinschrlitten und Dachauf -
bauten ausdrücklich nicht gestattet werden kann. Die
Erstellung von Dachflächenfenstern aber ist zulässig,
sofern sie sich gut in das Gesamtbild der Dachfläche
einfügen und in ihren Dimensionen nicht zu auffällig
in Erscheinung treten.

e) Die Grundeigentürner Margrit - und Hans Hollen8t;ein be-
antragen speziell für ihre Gebäude Rumstal8tra8se 29 ,
dass die Schutzverfügung, die genä6s beiliegenden
Vorprojekt dargelegten äusseren Veränderungen zulasse.
Das vorliegende Verfahren ist jedoch nicht das geeig-
nete Forum für die abschliessende Beurteilung des
eingereichten Vorprojektes . Eine summarische Ueberprü-
fIIng ergibt jedoch, dass zumindest einzelne Ansinnen
durch die überarbeitete Schutzverfügung realisierbar
wären . Insofern sich daher das Projekt an die vol:ange-
trend aufgeführten Grundbedingungen hält, dürfte es
bewi11igungsfähig sein. Der definitive Entscheid
hierüber ist jedoch im Rahmen des baupollzeilichen
Verfahrens zu treffen.

((

f) Grundstück mit Gebäude Rumstalstrasse 18

Im Bauausschussbeschluss vom 2 . März 1990 , vom Stadt-
rat genehmigt am 7 . März 1990 , wurden die Fassaden des
betroffenen Gebäudes unter Schutz gestellt . Zulässig
war die Rekonstruktion der Küchenlaube auf der Hang-
seite. Hinter dem Tenntor durfte eine Garage eingebaut
werden + Bauliche Massnahmen im I nrlern der Baute waren
unbeschränkt zulässig, sofern sie keine Veränderungen
am äusseren Erscheinung8bild nach sich zogen,

t (-,

Mit Eingaben vom 4 , April 1989 , 12 . Juli 1990 und
10 . August 1990 beantragte die Firma Terresta AG zu-
saInmenfassend folgendes :

Da das heutige Grundstück den Erfordernissen bezüglich
Ausbau- und Erweiterungsmöglichkeiten nicht mehr ge-
nüge, werde die Unterschutzstellung als grosse Rechts-
ungleichheit empfunden. DIes stelle eine unnötige Här-
te dar. Aus diesan Grunde beantrage sie daher einen
Realersatz aus dem städtischen Liegenschaftenbesitz .
Insgesamt sei sie jedoch der Meinung, dass die Unter-
schutzstellung nIcht nur bezüglich ihres Gebäudes ,
sondern insgesamt aufzuheben sei .
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Nach Würdigung der sich entgegenstehenden öffentlichen
und privaten Interessen ist der Stadtrat bereit, im
Sinne der Respektanz des Rechtgleichheitgebotes , die
Unterschutz stellung mit denselben Wirkungen auch für
das vorliegende Gebäude festzusetzen. Es soll der
Grundeigentlimerschaft daher gestattet sein, das Ge-
bäude entsprechend den heutigen Bedürfnissen zu sa-
nieren

g) Schliesslich beantragte ein GrundeIgentümer die Ein-
führung einer Kernzone für das Gebiet der Siedlung
Runs talstrasse .

Die Kernzone gemäss S 50 PBG ist gemäss Ansicht des
Stadtrates für eine Siedlung wie dIe vorliegende weder
geeignet noch zweckmässig, da sie mit der gesetzgebe-
rischen Absicht unvereinbar ist. Im übrigen handelt es
sIch dabei auch um ein von dem vorliegenden Verfahren
Verschiedenes , über dessen Entßcheidfindung auch nicht
der Gesamt stadtrat zuständig ist ( Zuständigkeit des
Grossen Geneinderates ) .

G

h) Zusaxunenf assend kann daher festgehalten werden, dass
die vorliegende Unterschutzstellung im Ergebnis vorab
die Erhaltung des bestehenden Siedlungsbildes bezweckt
und daher unter Abwägung der sich entgegenstellenden
öffentlichen und prIvaten Interessen eine geeignete
und verhältnismä$slge Massnahme für,das angestrebte
Ziel darstellt . DabeI Ist in verfahrensrechtlicher
Hinsicht noch zu ergänzen, dass - wie bereits im er-
sten Beschluss -sämtliche bauliche Aenderungen inklu-
sive der Farbgebung der Bauten 'einer besonderen Be-
willigungspf licht unterliegen .

Beschluss

(t
1 Die Siedlung Weihertal, Gebäude Assek.-Nrn. 169 bis 178

auf den Grundstücken Kat.-Nrn. 5941, 2417 bis 2425 an der
Rumstalstrasse 10 bis 29 in Winterthur-Wülf lingen, wird
gestützt auf S 203 lit. c PBG unter koaununalen Denkmal-
schutz gestellt.

11 Die Gebäude dürfen Aussen nur unter dem Vorbehalt reno-
viert und baulich erweitert werden, dass sich die ba IIli-
chen Vorkehrungen besonders gut in das Gesamtbild einfügen
und der Schutzzweck nicht ge8chmälert wird. Dabei haben
sich sowohl Material- wie Detailgestaltung am ursprüngli-
chen Zustand zu orientieren. Unter diesen Voraussetzungen
sind bauliche Massnahmen im Inneren der Bauten unbe-
schränkt zulässig .
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Folgende bauliche Massnahmen 8irld jedoch ausdrücklich
nicht erlaubt:

_ der Ersatz des Tenntorbereiches durch Mauerflächen
• das Erstellen eIner Unterniveaugarage

Im übrigen gelten die Zusicherungen des Stadtrates in den
Erwägungen Ziff . 4 dieses Beschlusses als integrierter
Bestandteil des Dispositives .

III Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des eidgenössischen
Raullplanungsgesetzes (RPG) und der gestützt hierauf er-
lassenen Vorschriften des kantonalen Planungs-- und Bauge-
setzes (PBG) .

IV zu Lasten der im Dispositiv Ziff . 1 genannten Grundstücke
ist die folgende öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrän-
kung im Grundbuch anzumerken8ff

"Kommunale Schutzobjekte: An den Gebäuden A8sek.-Nrn. 169
bis 178 auf den Grundstücken Kat. -NIn. 5941, 2417 bis 2425
an der Rumstalstra6se in Winterthur-WiiI:E lingen, dürfen
bauliche Aenderungen nur nach Mas6gabe der Schutzverord-
n IIng des Stadtrates Winterthur vorn 8 . Mai 1991 vorgenommen
werden. Sämtliche baulichen Aenderungen, eIngeschlossen
die Aendertmg der Farbgebung und dergleichen , unterliegen
einer besonderen Bewi11igungspf licht. Gilt zugunsten der
Stadtgemeinde Winterthur . "

V Das Baupolizeiamt wird beauftragt, dIesen Beschluss zu
versenden, amtlich zu publizieren und öffentlich auf zule-
gen

1

VI Gegen diesen Beschluss kann innert 20 Tagen, von der Zu-
stellung an gerechnet, bei der Baurekurskorlurlission IV des
Kantons Zürich, 8090 Zürich, Rekurs erhoben werden+ Die in
dreifacher Ausfertigung einzureichende Rekursschrif t muss
einen Antrag und dessen Begründung enthalten . Der ange-.
fochtene Beschluss Ist beizulegen. Die angeruf eilen Be-
weismitte1 sind genau zu bezeichnen und soweit möglich
beizulegen .
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VII Mitteilung durch Protokollau8zug an:

Stürzinger-Meier Anna, Im Feldta1 3 , 8408 Winterthur
Steinmann-Schmidt Elsa, Rumstalstr. 26, 8408 Winter-
thur
Bröcker Rainer, Rumsta lstr. 24 , 8408 Winterthur
Stadtgeneinde Winterthur , Liegenschaf tenverwaltung ,
!,indstr. 6 , 8402 Winterthur
Benz-Stäubli Heinrich, Rumstalstr , 20 , 8408 Winterthur
Stefanini-Winiger Bruno, Metzggasse 20 , 8400 Winter-
th lir
Balten8berger-Burt Andreas, Rumstalstr. 16 , 8408 Win-terthur
Brauchli-Binzegger Nelly, Rumstalstr, 14 , 8408 Win-terthur
Bertschl-Weber Walter, Rumstalstr. 10 , 8408 Winterthur
Hallerlstein-'Gerig Dr. H. + M. , Rumstalstr. 29 ,
8408 Wintert:hUI
• alle eIngeschrieben -
Baupolizeiant ( Auftrag gemäss Di8positiv ziff . v)
Baupolizeiamt: /Kanzlei
Baupolizeiant /Recht sdierlst
Baupolizeiant /Gebührenkontrol le
Hochbau/Stadtgestaltung , Denkmalpflege
Stadtplanungs amt
Grundbuchamt Winterthur-Wül f lingen

Für richtigen Protokollauszug:
STADTVERWALTUNG WINTERT}IUR

F;a
Kanzleichef in

(b
0 8 . Mai 1991


